Frau Oberbürgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen,
Thyssen-Krupp und Stahlindustrie vergesellschaften - jetzt! 
DIE LINKE fordert, dass sich das Land NRW an dem Konzern beteiligen soll. 

Die Beschäftigten des Thyssen-Krupp-Konzerns haben die aktuelle Krise, die wie bei jeder Stahlkrise der letzten Jahrzehnte eine Mischung aus Überproduktionskrise, weil der Weltmarkt gesättigt ist und Managementfehlern ist, nicht zu verantworten. Sie dürfen jetzt auch nicht die Rechnung für diese Krise bezahlen. 

Wir fordern ein Verbot von Entlassungen. Alle Beschäftigungsverhältnisse sind zu verteidigen, gegebenenfalls mittels Umschulung und Übergangsregelungen und finanziert aus dem Vermögen der Anteilseigner. 

Wir fordern neue, sozial-ökologische Unternehmensziele für den Thyssen-Krupp-Konzern: Weniger Ressourcenverbrauch, mehr Recycling, mehr Einsparungen und in der Folge eine reduzierte, Wasserstoff basierte Stahlproduktion. Solche Ziele können nicht mit einer Markt- und Gewinnorientierung realisiert werden.

Neue Eigentumsformen sind also erforderlich. 

Wir fordern die Vergesellschaftung der Stahlindustrie. 

Die Vergesellschaftung muss mit dem Ziel erfolgen, zunächst Thyssen-Krupp und mittelfristig die gesamte deutsche Stahlindustrie so zu strukturieren, dass

-
alle Arbeitsplätze ausnahmslos erhalten werden, 

-
der Umbau der Stahlerzeugung zu einer nachhaltigen „Null-Treibhausgas–Industrie“ erfolgen kann, 

-
der Beitrag zur CO2 Reduzierung geeignet ist, die Pariser Klimaschutzziele (1,5 Grad) zu erreichen,

-
die Mitarbeiter die strategischen und operativen Unternehmensentscheidungen im Rahmen einer sozialen und ökologischen Zielsetzung demokratisch bestimmen.

Wir werden die Resolution unterstützen.

Gelsenkirchen, den 17.12.2020

Martin Gatzemeier
(Fraktionsvorsitzender)

Es gilt das gesprochene Wort!

